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Auf Grund des § 45b Abs. 3 Satz 2 des Elften Buchs
Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung (SGB XI)
vom 26. Mai 1994 (BGBl I S. 1014), zuletzt geändert
durch Art. 1 des Gesetzes vom 14. Dezember 2001 (BGBl
I S. 3728), erlässt die Bayerische Staatsregierung fol-
gende Verordnung:

§ 1

Zuständige Behörde

(1) Für die Anerkennung von niedrigschwelligen
Betreuungsangeboten nach § 45b Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 des
Elften Buchs Sozialgesetzbuch sowie die Rücknahme
und den Widerruf der Anerkennung ist das Bayerische
Landesamt für Versorgung und Familienförderung zu-
ständig.

(2) Die Anerkennung begründet keinen Anspruch
auf öffentliche Förderung.

§ 2

Niedrigschwellige Betreuungsangebote

Als niedrigschwellige Betreuungsangebote nach § 45b
Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 des Elften Buchs Sozialgesetzbuch
werden auf schriftlichen Antrag anerkannt

1. Betreuungsgruppen für Pflegebedürftige mit demenz-
bedingten Fähigkeitsstörungen, mit geistigen Be-
hinderungen oder psychischen Erkrankungen,

2. ehrenamtliche Helferinnen- und Helferkreise zur
Entlastung der pflegenden Angehörigen in Gruppen
oder in Einzelbetreuung,

3. familienentlastende Dienste,

4. Dienste, die Leistungen der Familienpflege und Dorf-
hilfe erbringen sowie

5. weitere niedrigschwellige Betreuungsangebote für
Menschen mit erheblichem Bedarf an allgemeiner
Beaufsichtigung und Betreuung.

§ 3

Voraussetzungen für die Anerkennung

(1) Voraussetzung für die Anerkennung niedrig-
schwelliger Betreuungsangebote ist, dass

1. der Antragsteller ein Konzept zur Qualitätssiche-
rung seines Betreuungsangebotes vorlegt, aus dem
sich ergibt, dass eine angemessene Schulung und
Fortbildung sowie eine kontinuierliche fachliche
Begleitung und Unterstützung der ehrenamtlich

Helfenden in ihrer Arbeit gesichert ist (§ 45c Abs. 3
Satz 4 des Elften Buchs Sozialgesetzbuch) und nach
diesem Konzept verfährt,

2. ein ausreichender Versicherungsschutz (Haftpflicht-
versicherung) vorliegt und

3. der Antragsteller sich verpflichtet, der nach § 1 zu-
ständigen Behörde jährlich einen formularmäßigen
Tätigkeitsbericht vorzulegen, der insbesondere Aus-
kunft über die Zahl und die Art der übernommenen
Betreuungen sowie über alle eingesetzten Kräfte
gibt.

(2) Darüber hinaus ist Voraussetzung

1. für Betreuungsgruppen im Sinn des § 2 Nr. 1, dass

a) eine Fachkraft mit psychiatrischer, gerontopsy-
chiatrischer, sozialpädagogischer oder heilpäda-
gogischer Erfahrung mit der fachlichen Leitung
betraut ist,

b) die Durchführung unter Mitwirkung von fach-
lich geschulten und angeleiteten ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfern erfolgt,

c) durchschnittlich mindesten vier Hilfebedürftige
durch die Gruppe betreut werden und

d) angemessene räumliche Voraussetzungen für die
Betreuung gegeben sind,

2. für die ehrenamtlichen Helferinnen- und Helfer-
kreise im Sinn des § 2 Nr. 2, dass die ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfer eine angemessene fachbezo-
gene Schulung erhalten.

(3) Für familienentlastende Dienste im Sinn des § 2
Nr. 3 und Dienste, die Leistungen der Familienpflege
und Dorfhilfe erbringen, im Sinn des § 2 Nr. 4, gelten
vorbehaltlich der Regelung im Absatz 4 die Absätze 1
und 2 entsprechend.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 gelten Be-
treuungsgruppen, familienentlastende Dienste und
Dienste, die Leistungen der Familienpflege und Dorf-
hilfe erbringen, als anerkannt, wenn sie nach Nrn. 1, 2
oder 4 der Grundsätze für die Förderung im „Bayeri-
schen Netzwerk Pflege“ und von „Diensten der Offe-
nen Behindertenarbeit“ vom 23. April 2001 (AllMBl 
S. 236) oder nach Art. 13 des Gesetzes zur Förderung
der bayerischen Landwirtschaft (BayRS 787–1–E) ge-
fördert werden.

(5) Weitere niedrigschwellige Betreuungsangebote
für Menschen mit erheblichem allgemeinen Betreu-
ungsbedarf im Sinn des § 2 Nr. 5 können anerkannt
werden, wenn sie Gewähr für eine fachlich angemessene
Betreuung bieten.
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§ 4

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

1Diese Verordnung tritt am 1. April 2002 in Kraft.
2Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2006 außer
Kraft.

München, den 19. März 2002

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Vierte Verordnung
zur Änderung der

Hochschulgebührenverordnung

Vom 19. März 2002

Auf Grund des Art. 85 Abs. 4 des Bayerischen Hoch-
schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Oktober 1998 (GVBl S. 740, BayRS
2210–1–1–WFK), zuletzt geändert durch § 2 des Geset-
zes vom 24. Dezember 2001 (GVBl S. 991), erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium der Finanzen folgende Ver-
ordnung:

§ 1

§ 5 der Verordnung über die Erhebung von Gebüh-
ren für das Studium von Gaststudierenden, das weiter-
bildende Studium und das Zweitstudium an den staat-
lichen Hochschulen (Hochschulgebührenverordnung -
HSchGebV) vom 7. März 1994 (GVBl S. 165, BayRS
2210–1–1–9–WFK), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 18. September 2001 (GVBl S. 665), wird wie
folgt geändert:

1. In Absatz 2 werden die Worte „80 v. H. des Gebüh-
renaufkommens“ durch die Worte „Das Gebühren-
aufkommen“ ersetzt.

2. Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 90 v. H. des Gebührenaufkommens aus dem
Vollzug des § 2 Abs. 1, 3 und 4 steht den Hochschu-
len zu“.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2002 in Kraft.

München, den 19. März 2002

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Hans  Z e h e t m a i r ,  Staatsminister


